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Am aktuellen Rand  von Alexander Kritikos

Griechenland liegt wirtschaftlich am Boden. Es musste über 
die letzten drei Jahre hinweg einen Rückgang des Brutto-
inlandsprodukts von insgesamt fast 15 Prozent aushalten. 
Auf vielen Märkten rührt sich, wie man im Griechischen sagt, 
kein Blatt. Ein Ende der Abwärtsspirale ist nicht absehbar. 
Und die Troika aus Europäischer Union, IWF und Europäischer 
Zentralbank fordert ungeduldig immer weitere Einsparungen, 
um das Staatsdefizit zurückzufahren. So berechtigt diese 
Forderungen sein mögen, sie werden nicht dazu führen, dass 
sich die griechische Wirtschaft quasi von alleine erholen wird. 

Griechenlands Mitgliedschaft im Euro mag zu der Auffassung 
verleiten, das Land sei eine innovationsgetriebene Ökonomie 
wie Deutschland, Frankreich oder Finnland – siehe etwa 
die entsprechende Zuordnung durch den Global Entrepre-
neurship Monitor. Griechenlands Wirtschaft ist alles andere 
als innovationsgetrieben. Treffender wäre die Bezeichnung 
Transformationsland. Im Vergleich zu anderen Transforma-
tionsstaaten wie den ehemaligen Ostblockländern findet 
man in Griechenland jedoch nicht veraltete und ineffiziente 
Industriestrukturen vor, sondern fast keine. Und anstatt des 
Übergangs von Plan- in Marktwirtschaft gilt es, den Über-
gang von geschlossenen auf offene Märkte zu organisieren. 
Die Tatsache, dass der Transformationsbedarf der griechi-
schen Wirtschaftstruktur nicht so offensichtlich zu Tage tritt 
wie in Osteuropa, macht es wohl umso schwieriger für die 
handelnden Akteure in der Troika und im Land selbst, diesen 
Umstand anzuerkennen.

Welche Konsequenzen lassen sich aus der Zustandsbeschrei-
bung ableiten: Da aus dem Land selbst heraus derzeit keine 
Investitionen in moderne Infra- und Produktionsstrukturen 
zu erwarten sind, braucht Griechenland – verkürzt gesagt 
– einen Marshallplan. Die EU wird Investitionsmittel zur 
Entwicklung einer neuen Wachstumsstrategie für das Land 
bereitstellen müssen. Zusätzlich gilt es eine schlüssige Inno-
vationspolitik und ein funktionierendes Innovationssystem zu 
gestalten. Die Ansiedlung und der Ausbau zukunftsträchtiger 
Industrien etwa in den Bereichen Energie oder Gesundheit 
und entsprechender Forschungseinrichtungen muss mit an-
reizkompatiblen Arbeitsbedingungen in größeren Betrieben 
einhergehen. Hier ist die griechische Politik in der Pflicht, vom 
Ministerpräsidenten bis zum letzten Bürgermeister. Denn es 
ist auch völlig klar: Dieses Mal muss sichergestellt werden, 
dass solche Finanzmittel tatsächlich für Investitionen verwen-
det und nicht in den privaten Konsum umgeleitet werden. 

Bleibt eine durch die EU finanzierte – und streng überwach-
te – glaubwürdige Wachstumspolitik auf der einen und ein 
Mentalitätswechsel der griechischen Politik auf der anderen 
Seite aus, und beides wird viel Zeit beanspruchen, dürften 
die aktuellen Reformversuche in Griechenland zum Scheitern 
verurteilt sein.

Prof. Dr. Alexander Kritikos ist Forschungs-
direktor am DIW Berlin. 
Der Beitrag gibt die Meinung des Autors 
wieder.
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